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Schattenwirtschaft: Ausmass, Gründe und Konsequenzen für die Finanzpolitik 
Christoph A. Schaltegger und Friedrich Schneider 
 
Das Ausmass der Schattenwirtschaft hat in den letzten Jahren in beinahe allen OECD-Staaten stark zugenommen. Die 
Ursachen dafür sind vielfältig. Sie hängen einerseits mit der allgemeinen Ausdehnung der Staatsaktivität durch Steuern, 
Sozialversicherungsabgaben oder Regulierungen zusammen. Andererseits spielen auch Veränderungen auf dem Arbeits-
markt wie Arbeitszeitverkürzungen, Mindestlöhne oder Frühpensionierungen und ein genereller Wertewandel eine wichti-
ge Rolle. Will man den Anstieg der Schattenwirtschaft erfolgreich bekämpfen, muss an den Ursachen angeknüpft werden. 
Höhere Strafen alleine genügen nicht, diese bekämpfen nur die Symptome der Schattenwirtschaft, sind kostspielig, auf-
wändig und können das Gegenteil dessen bewirken, was intendiert ist. Eine Vereinfachung des Steuer- und Transfersys-
tems, eine allgemeine Begrenzung der Staatsaktivität sowie institutionelle Reformen zur verstärkten Bürgerbeteiligung bei 
finanzpolitischen Entscheiden des Staats sind erfolgsversprechende Strategien zur Eindämmung der Schattenwirtschaft.  
 
 
Einleitung 
Die Schattenwirtschaft ist ein Phänomen, das in den 
letzten Jahren ein steigendes Interesse in der Öffentlich-
keit erfahren hat. Es liegt zwar in der Natur der Sache, 
dass Informationen zur Schattenwirtschaft schwer zu 
erhalten sind. Trotzdem deuten alle Indizien darauf hin, 
dass das Ausmass schattenwirtschaftlicher Tätigkeiten 
stark zugenommen hat. Verschiedene Gründe lassen es 
wichtig erscheinen, weshalb sich die Finanzpolitik mit 
diesem Thema beschäftigen sollte:  

• Das Anwachsen der Schattenwirtschaft kann als 
eine steigende Unzufriedenheit der Bürger mit dem 
Staat interpretiert werden. Die Möglichkeit, politi-
sche Veränderungen über demokratische Einfluss-
nahme zu erreichen, wird weniger wahrgenommen. 
Statt dessen wählen viele das Abtauchen in die in-
offizielle Wirtschaft.  

• Die Ausdehnung der Schattenwirtschaft untergräbt 
die Steuer- und Sozialversicherungsbasis. Damit 
steigt der Druck auf die Staatsausgaben und die 
Steuersätze.  

• Eine prosperierende Schattenwirtschaft verzerrt die 
offiziellen Statistiken beispielsweise zu Arbeitslo-
sigkeit, Erwerbstätigkeit, Volkseinkommen, Sozi-
alprodukt oder Konsum. Das hat zur Folge, dass 
einerseits die Wahrnehmung politischer Herausfor-
derungen verzerrt ist. Andererseits wird die Beur-
teilung staatlicher Programme zufällig.  

• Die Effekte der Schattenwirtschaft auf die offiziel-
le Wirtschaft sollten ebenfalls beachtet werden. 
Mindestens zwei Drittel des inoffiziell erwirtschaf-
teten Einkommens wird wieder in der offiziellen 
Wirtschaft ausgegeben und erhöht damit das Sozi-
alprodukt.  

 

Messung der Schattenwirtschaft 
Die Messung des Ausmasses schattenwirtschaftlicher 
Tätigkeiten ist nicht trivial. Schliesslich lassen sich 
direkte Informationen zur inoffiziellen Wirtschaft nur 
schwer und ungenau erheben. Zudem stellt sich bei der 
Messung der Schattenwirtschaft die Frage der Definiti-
on. Welche Aktivitäten gehören überhaupt zur Schat-
tenwirtschaft, welche nicht?  
Die folgenden Berechnungen gehen von der erwerbs-
wirtschaftlichen Schattenwirtschaft aus. Es handelt sich 
dabei um nicht deklariertes Einkommen aus der Produk-
tion legaler Arbeiten, Güter und Dienstleistungen – also 
ökonomischen Transaktionen, die grundsätzlich steuer-
bar wären. Solche legalen erwerbswirtschaftlichen Akti-
vitäten tragen zur Wertschöpfung eines Landes bei, 
werden aber im offiziellen Sozialprodukt nicht erfasst, 
da die Ausführung der Tätigkeiten illegal ist. Zur Ermitt-
lung der Grösse der Schattenwirtschaft werden unter-
schiedliche Messmethoden verwendet. Zwei Gruppen 
von Messmethoden sollen hier kurz vorgestellt werden.  

• Bei den direkten Messverfahren wird aufgrund von 
Umfragen oder Resultaten aus der Steuerprüfung 
der Umfang der Schattenwirtschaft geschätzt. Der 
Ansatz, den Umfang der Schattenwirtschaft über 
Steuerprüfungen zu schätzen, wurde von der US-
amerikanischen Steuerbehörde Internal Revenue 
Service (IRS) mehrmals angewandt.  

• Bei den indirekten Messverfahren wird versucht, 
den Umfang der Schattenwirtschaft indirekt über 
Indikatoren zu eruieren, die Rückschlüsse auf den 
Umfang der Schattenwirtschaft zulassen. Hierzu 
gibt es verschiedene Möglichkeiten: Erstens lässt 
sich das Bruttosozialprodukt in der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung über die Einnahmen- 
wie auch über die Ausgabenseite berechnen.  
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Tabelle 1: Die Grösse der Schattenwirtschaft in 21 OECD-Ländern 
Die Grösse der Schattenwirtschaft (in % vom BIP (Durchschnitt)) 

 unter Verwendung des Bargeldnachfrageansatzes OECD-Länder 

1989/90 1994/95 1997/98 1999/00 2001/02 2003 20041) 20051) 
1. Australien 10.1 13.5 14.0 14.3 14.1 13.7 13.2 12.6 
2. Belgien 19.3 21.5 22.5 22.2 22.0 21.4 20.7 20.1 
3. Canada 12.8 14.8 16.2 16.0 15.8 15.3 15.1 14.3 
4. Dänemark 10.8 17.8 18.3 18.0 17.9 17.4 17.1 16.5 
5. Deutschland 11.8 13.5 14.9 16.0 16.3 17.4 16.2 15.6 
6. Finnland 13.4 18.2 18.9 18.1 18.0 17.6 17.2 16.6 
7. Frankreich 9.0 14.5 14.9 15.2 15.0 14.7 14.3 13.8 
8. Griechenland 22.6 28.6 29.0 28.7 28.5 28.2 28.1 27.6 
9. Grossbritannien 9.6 12.5 13.0 12.7 12.5 12.2 12.3 12.0 
10. Irland 11.0 15.4 16.2 15.9 15.7 15.4 15.2 14.8 
11. Italien 22.8 26.0 27.3 27.1 27.0 26.1 25.2 24.4 
12. Japan 8.8 10.6 11.1 11.2 11.1 11.0 10.7 10.3 
13. Niederlande 11.9 13.7 13.5 13.1 13.0 12.7 12.5 12.0 
14. Neuseeland 9.2 11.3 11.9 12.8 12.6 12.3 12.2 11.7 
15. Norwegen 14.8 18.2 19.6 19.1 19.0 18.6 18.2 17.6 
16. Österreich 6.9 8.6 9.0 9.8 10.6 10.8 11.0 10.3 
17. Portugal 15.9 22.1 23.1 22.7 22.5 22.2 21.7 21.2 
18. Schweden 15.8 19.5 19.9 19.2 19.1 18.7 18.1 17.5 
19. Schweiz 6.7 7.8 8.1 8.6 9.4 9.5 9.4 9.0 
20. Spanien 16.1 22.4 23.1 22.7 22.5 22.2 21.9 21.3 
21. USA 6.7 8.8 8.9 8.7 8.7 8.5 8.4 8.2 
Durchschnitt über 21 
OECD Länder 

13.2 15.7 16.7 16.8 16.7 16.5 16.1 15.6 

1) Vorläufige Werte.  
Quelle: Schneider (2004a, S. 689) sowie Schneider (2005a), Werte für 2004 und 2005 eigene Berechnungen Prof. Dr. F. Schneider, Universität 
Linz, Linz. 

 
 
Theoretisch müssen die beiden Berechnungswege 
zum gleichen Resultat gelangen. In der Praxis ent-
sprechen sich die beiden Saldi allerdings nicht. Es 
entsteht eine Lücke. Diese Lücke kann als Indika-
tor des Ausmasses der Schattenwirtschaft interpre-
tiert werden.  
Zweitens kann über den sogenannten Bargeldan-
satz auf den Umfang der Schattenwirtschaft ge-
schlossen werden. Es wird angenommen, dass 
schattenwirtschaftliche Tätigkeiten vor allem mit 
Bargeld abgewickelt werden. Damit ist die Ver-
traulichkeit des Geschäfts besser gewährt, als über 
rückverfolgbare Zahlungsaufträge. Schätzt man die 
Bargeldnachfragefunktion, bleibt jeweils ein uner-
klärter Rest. Dieser Rest kann als Nachfrage nach 
Bargeld aus der Schattenwirtschaft interpretiert 
werden.  
Ähnlich wird beim Ansatz des physischen Inputs 
vorgegangen. Um die gesamte ökonomische Akti-
vität einer Volkswirtschaft zu erfassen, eignet sich 
die Messung des Energieverbrauchs. Die Differenz 
zwischen dem Wachstum des offiziellen Sozial-
produkts und dem Energiekonsum lässt auf die 
Entwicklung der Schattenwirtschaft schliessen. 

Dieser Ansatz ist vor allem für Volkswirtschaften 
geeignet, deren Geldwirtschaft wenig ausgeprägt 
ist und damit viele Aktivitäten über Tauschge-
schäfte getätigt werden.  

 
Umfang der Schattenwirtschaft 
Die folgenden Berechnungen basieren auf dem Bargeld-
ansatz. Wie Tabelle 1 zeigt, gibt es weltweit erstens sehr 
grosse Unterschiede. Die Spanne unter den aufgelisteten 
21 OECD-Ländern reicht von knapp 9 % bis zu etwa 30 
% Schattenwirtschaft gemessen am BIP. Zweitens wird 
bei der zeitlichen Entwicklung deutlich, dass das Aus-
mass der Schattenwirtschaft in den meisten Staaten 
deutlich angewachsen ist. Im OECD-Durchschnitt nahm 
allein in den letzten 14 Jahren der Anteil der Schatten-
wirtschaft am offiziellen BIP um mehr als 24 % zu.  
An der Spitze liegen die südeuropäischen Länder mit ca. 
25-28 %, gefolgt von den skandinavischen Staaten mit 
17-19 % Schattenwirtschaft. Im Mittelfeld liegen Länder 
wie Deutschland oder Frankreich mit etwa 14-16 %, 
während die Schweiz und Österreich mit etwa 10 % 
vergleichsweise geringe Schattenwirtschaften aufwei-
sen.  
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Tabelle 2: Die Grösse der Schattenwirtschaft in Deutschland, Österreich und der Schweiz über den Zeitraum 1975 bis 
2003 – berechnet mit Hilfe des Bargeldansatzes1) 

 Grösse der Schattenwirtschaft (in % des „offiziellen“ BIP) 
Jahr Deutschland 

in %            Mrd. € 
Österreich 
in %            Mrd. € 

Schweiz 
in %           Mrd. SFr. 

1975   5,75           29,6   2,04              0,9 3,20             12 
1980 10,80           80,2   2,69              2,0 4,90             14 
1985 11,20         102,3   3,92              3,9 4,60             17 
1990 12,20         147,9   5,47              7,2 6,20             22 
1995 13,90         241,1 2)   7,32            12,4 6,89             25 
1996 14,50         257,6 2)   8,32            14,6 7,51             27 
1997 15,00         274,7 2)   8,93            16,0 8,04             29 
1998 14,80         280,7 2)   9,09            16,9 7,98             30 
1999 15,51         301,8 2)   9,56            18,2 8,34             32 
2000  16,03         322,3 2) 10,07            19,8 8,87             35 
2001  16,02         329,8 2) 10,52            21,1 9,28             37,5 
2002  16,59         350,4 2) 10,69            21,8 9,48             38,7 
2003 17,40         370,0 2) 10,86            22,5 9,52             39,4 
(2004) 3) 16,40         356,1 2) 11,00            23,1 9,43             39,5 
(2005) 3) 15,64         346,2 2) 10,30            22,0 9,00             38,7 
1) Erläuterungen: Die Grösse der Schattenwirtschaft ist zwischen den drei Ländern nur bedingt vergleichbar, da die 

Bargeldnachfragefunktionen unterschiedlich spezifiziert werden und nicht die gleiche Anzahl von Ursachen für 
die Schwarzarbeit enthalten. 

2) Ab dem Jahr 1995: Werte für Gesamtdeutschland. 

3) Prognose bzw. Schätzwert, da die offiziellen Statistiken noch nicht vorliegen. 

Quelle: Schneider (2004a, S. 688) sowie Schneider (2004b, 2005b), Werte für 2004 und 2005 eigene Berechnungen 
Prof. Dr. F. Schneider, Universität Linz, Linz. 

 
 
Vergleicht man die Schattenwirtschaft in den deutsch-
sprachigen Ländern Deutschland, Österreich und der 
Schweiz, dann zeigen sich ebenfalls interessante Ent-
wicklungen (Tabelle 2). Während der letzten 30 Jahre 
hat sich das Ausmass der Schattenwirtschaft im deutsch-
sprachigen Raum rasant ausgedehnt. Für Deutschland 
weisen die Berechnungen knapp eine reale Verdreifa-
chung aus. Vergleicht man diesen Wert mit dem realen 
Wachstum des Sozialprodukts von etwa 62 %, dann 
wird deutlich, dass die Schattenwirtschaft um ein Viel-
faches schneller wuchs als die offizielle Wirtschaft. 
Ähnliches gilt auch für die Schweiz: Während sich der 
Anteil des erwirtschafteten Sozialprodukts im Schatten 
verdreifachte, wuchs die offizielle Wirtschaft lediglich 
um etwa 38 %. Diese Entwicklung dokumentiert ein-
drücklich, dass sowohl die Bereitschaft als auch die 
Akzeptanz zur Schwarzarbeit stark gestiegen ist. Wie 
lässt sich diese Entwicklung der inoffiziellen Wirtschaft 
erklären? 
 
Ursachen der Schattenwirtschaft 
Gemäss Schneider (2001) sind die Ursachen der Schat-
tenwirtschaft erstens im Zusammenhang mit der gene-
rellen Ausdehnung der Staatstätigkeit, zweitens im Zu-
sammenhang mit Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt 
und drittens im Zusammenhang mit einem generellen 
Wertewandel in der Gesellschaft zu sehen. Dabei kön-
nen folgende acht Triebfedern isoliert werden.  

• Die Belastung mit Steuer- und Sozialversiche-
rungsabgaben verstärkt den Anreiz zur Abwande-
rung in die Schattenwirtschaft (Tanzi, 1999 oder 

Schneider und Enste, 2000). In diesem Zusammen-
hang ist auch die Ausgestaltung der Sozialversiche-
rungssysteme von Bedeutung. Bestehen Grenzsteu-
ersätze von 100 % und mehr, suchen die Transfer-
empfänger gezielt nach Arbeit im Schatten der of-
fiziellen Wirtschaft, um die Transferberechtigung 
nicht zu verlieren.  

• Staatliche Regulierungen und Vorschriften verur-
sachen sowohl Kosten bei denjenigen, die diese 
einhalten müssen als auch bei denjenigen, die diese 
durchzusetzen haben. Um den Kosten der Regulie-
rung zu entgehen, entsteht der Anreiz, in die unre-
gulierte Schattenwirtschaft abzuwandern. Interes-
santerweise ist es gemäss Johnson, Kaufman und 
Zoido-Lobatón (1998a) vor allem die Durchset-
zung der Regulierung, die den Umfang der Schat-
tenwirtschaft erhöht und weniger die Regulierung 
selbst.  

• Häufige Änderungen des geltenden Rechts oder der 
Rechtsdurchsetzung veranlassen die Wirtschafts-
subjekte, in die Schattenwirtschaft abzuwandern, 
weil die Verlässlichkeit und Planbarkeit der politi-
schen Rahmenbedingungen nicht gegeben ist. Ähn-
liches gilt auch für die Komplexität des Steuersys-
tems. Schneider und Neck (1993) zeigen, dass 
komplexe Steuersysteme ein entscheidender Erklä-
rungsfaktor für den Umfang der Schattenwirtschaft 
darstellen.  

• Der Wertewandel einer Gesellschaft wird gelegent-
lich für die Zunahme der Schattenwirtschaft ver-
antwortlich gemacht. Es geht hier um Aspekte wie 
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Steuermoral, Akzeptanz staatlicher Normen und 
ethisch-moralische Grundüberzeugungen zu schat-
tenwirtschaftlichen Tätigkeiten (Torgler, 2004).  

• Arbeitsmarktregulierungen wie Arbeitszeitredukti-
onen, frühzeitige Pensionierungen oder Mindest-
löhne werden in diversen Studien als Triebfeder 
der Schattenwirtschaft erkannt. Je strikter die Ar-
beitsmarktregulierungen ausgestaltet sind, desto 
grösser der Anreiz, in die Schattenwirtschaft abzu-
wandern (Hunt, 1999).  

• Das Angebot an öffentlichen Leistungen ist ein 
weiterer Faktor zur Erklärung des Umfangs der 
Schattenwirtschaft. Stellt aus Sicht der Bürger das 
öffentliche Angebot einschliesslich rechtlicher Re-
geln oder des Verhaltens der Behörden eine adä-
quate Gegenleistung des Staats für die dafür ver-
langten Steuern und Abgaben dar, ist die Loyalität 
der Bürger grösser und die Abwanderung in die 
Schattenwirtschaft geringer (Frey und Feld 2002 
im Bereich der Steuerhinterziehung).  

• Die Höhe des Einkommens übt ebenfalls einen sig-
nifikanten Einfluss auf dem Umfang der Schatten-
wirtschaft aus. Einerseits suchen jene Einkommen 
Arbeit im Schatten der offiziellen Wirtschaft, deren 
Steuerbelastung sehr hoch ist (dies gilt auch für 
den Zusatzverdienst durch den Zweitverdiener im 
Haushalt). Zweitens ist im Niedriglohnsegment der 
Anreiz zur Abwanderung in die Schattenwirtschaft 
gross (Schneider und Enste, 2000).  

Letztlich ist auch ein Schneeballeffekt bei der Schatten-
wirtschaft zu beobachten. Im Wissen, dass die Nach-
barn, Bekannten und Freunde in der Schattenwirtschaft 
tätig sind, sinkt die Hemmschwelle, ebenfalls in der 
inoffiziellen Wirtschaft tätig zu werden: es treten Nach-
ahmungseffekte auf. 
 
Folgerungen für die Finanzpolitik 
Vor dem Hintergrund des Umfangs, der Ursachen und 
Wirkungen ist offensichtlich, dass die Schattenwirt-
schaft auch eine bedeutende finanzpolitische Herausfor-
derung darstellt. Ob dabei die Schattenwirtschaft insge-
samt als negativ oder positiv für die Wohlfahrt einer 
Volkswirtschaft einzustufen ist, hängt von der Interpre-
tation ab. Sieht man die Schattenwirtschaft als sinnvol-
len Regelmechanismus, der den Druck auf die politi-
schen Entscheidungsträger für dringend erforderliche 
Reformen erhöht, gelangt man eher zu einem positiven 
Urteil. Die Schattenwirtschaft kann dann als legitimer 
Ausweg der Wirtschaftsubjekte interpretiert werden, die 
sich vor der Ausbeutung durch einen konfiskatorischen 
Staat schützen. Sieht man hingegen die Schattenwirt-

schaft als illegalen und vor allem illegitimen Verstoss 
einzelner gegen die von der Gesellschaft beschlossenen 
Gesetze, dann gelangt man zu einem negativen Urteil.  
Für beide Interpretationen gilt, dass eine erfolgsverspre-
chende Strategie zur Bekämpfung der Schattenwirtschaft 
durch den Staat an den Ursachen anknüpfen muss. Hö-
here Strafen alleine genügen nicht, diese bekämpfen nur 
die Symptome der Schattenwirtschaft, sind kostspielig, 
aufwändig und können das Gegenteil dessen bewirken, 
was intendiert ist.  
Gemäss Johnson, Kaufman und Zoido-Lobatón (1998b) 
scheinen eine Verbreiterung der Steuerbasis, gekoppelt 
mit einer Absenkung der Steuersätze mittel- bis langfris-
tig eine effektive Massnahme zur Bekämpfung der 
Schattenwirtschaft zu sein. Die Komplexität des Steuer-
systems spielt dabei eine wichtige Rolle. Viele Ausnah-
metatbestände und Abzugsmöglichkeiten, häufige und 
unstete Reformen untergraben die Verlässlichkeit des 
Steuersystems und begünstigen die Abwanderung in die 
Schattenwirtschaft. Die Vereinfachung der Steuerge-
setzgebung und die Begrenzung der Steuer- und Sozial-
versicherungsabgabenbelastung stellen damit wirksame 
Massnahmen zur Eindämmung der Schattenwirtschaft 
dar.  
Stark progressiv ausgestaltete Steuertarife bieten einen 
hohen Anreiz zur Abwanderung in die Schattenwirt-
schaft. Die Ausgestaltung von Transferprogrammen, bei 
der die Sozialhilfeempfänger nach Erhöhung ihres Er-
werbsumfangs die volle Transferberechtigung verlieren, 
ist in diesem Zusammenhang zu erwähnen. Eine Mög-
lichkeit, um die „Schattenwirtschaftsfalle“ zu beseitigen, 
besteht beispielsweise in sogenannten „welfare-to-
work“-Programmen. Entscheidendes Merkmal dieser 
Programme ist, dass die Transferleistungen mit den 
Steuerzahlungen so koordiniert werden, dass immer ein 
Anreiz zur Ausdehnung der Erwerbstätigkeit besteht.  
Schliesslich stellt sich für die Finanzpolitik die Frage 
der Legitimität ausgabenpolitischer Entscheide. Die 
starke Zunahme der Schattenwirtschaft ist ein Signal für 
die Unzufriedenheit der Bürger mit der Politik. Die 
Gesetze, Vorschriften und ausgabenpolitischen Ent-
scheide entsprechen offensichtlich oft nicht den Vorstel-
lungen der Bürger. Um zu verhindern, dass die Abwan-
derung in die Schattenwirtschaft noch ausgeprägter statt 
findet, liegt es auf der Hand, die direktdemokratischen 
Mitsprachemöglichkeiten zu stärken. Je stärker vom 
Staat angebotene Leistungen den Vorstellungen der 
Bürger entsprechen, desto eher sind diese auch bereit, 
die Kosten dafür aufzubringen.  
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